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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n
die Landesversichcrungsanstalt Oberbayern, Müncheng

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts in Kassel am
99 Februar 1955 unter Mitwirkung von

Senatspräsident ?rof„ Dr° Bags

als Vorsitzendem

und äen

Bundesrich■ern Richter

und Dr„ Langkcit
beschlossen:

Die Revision des Klägers vom 12.10„1954 gegen das Urteil des

Bayerischen Landeasozialgericht■ in München vom 15„ Juli 1954
wird als unzulässig verworfen„

@ r ü n d e:

Der Kläger hat gegen äas Urteil des ßayerischen Landessozia}w

gorichüs vom 1”. Juli 1954 durch Einreichung einer von ihm selbsü

unterschriebenen Revisionsschrift Revision eingelegta

Er hat hierbei nicht beachtet, daß eich die Beteiligten nach

9 166 Abs° 1 des Sozialgerichtsgesetzes vor dem Bundessoaialw
gerückt durch Prozeßbevollmächtigte vertreten lassen müasen‚
soweit es $iCh nicht um Behörden oder Körperschaften des öffentw
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lichen Rechts oder Anstalten des öffentlichen Rechts handelte

Wenn @ 166 Abs„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes bestimmt, daß sich

die Betéiiigten"vor" dem Bunäessozlalgerieht vertreten lassen

müssen, so ist diese Fassung daß Gesetzes dahin zu verstehen,

daß der Vertretungszwang nicht nur für die münäliche Verhandlung,

sondern grundsätzlich für daß ganze Verfahren vor dem Bundes—

sozialgericht, mithin auch schon für die Einlegung der Revision

gilt, Nur eine solche Auslegung wird dem Sinn dieser Vorschrift

gerecht, die durch die Einführung des Vertretungazwangs im

Interesse der Beteiligten unä zur Entlastung dee Revisionsgerichts

sicherstellen soll‚ daß sich die Beteiligten bereits bei Ein—

legung der Revision des Rats und der Hilfe von sach —und rechts«
kundicen Prozeßbevollmächtigten bedienen„ Diese Aufassung ent“

apricht auch jener Auslegung, welche die insoweit übereinstimmen*

den Vorschriften der Zivilpr05eßordnunß (5 78: "Vor den Landge»
richten und vor allen Gerichten des höheren Rechtszuges..„a”) und

des Ärbeitsgerichtsgesetzes (@ 11 Abs» 2: " Vor den Landesarheits«

gerichtcn und vor dem Bundesarbeitsgericht „..‚") in Rechtspre—

chung und Rechtslehre gefunden haben (vgl. Stein»Jonas‚ ZPO,

18.. Aufl.. 5 78 Mm 111 1; Dietz—Nikisch, ArbGG, 5 11 Anm 97,
5 74 Anm. 11)„

Hiernach muß schon die Revisionsschrift von einem vor dem Bundes»

sozialgericht zugelaascnen ?rozeßbevollmächtigten unterzeichnet

sein, Der Kläger ist hierauf auch in der Rechtsmittelbelehrung

des Bayerischen Landeasozialgerichts ausdrücklich hingewiesen
werden„

Da somit die Revision nicht der gesetzlichen Form entspricht,

mußte sie nach der zwingenden Vorschrift des 5 169 Sc2 des Sozial“

gerichtsgesetzes als unzulässig verworfen werdeno
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